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Die deutſche Münzreſorm vom 4. December 1871 
und das öſterreichiſche Geldweſen. 


Von Dr. Carl Menger. 


Die Modalitäten, unter welchen Deutſchland zur Goldwäh⸗ 
rung zu übergehen ſich anſchickt, haben in der öffentlichen Meinung 
Oeſterreichs kein ſo ſtark hervortretendes Intereſſe erregt, als die 
Wichtigkeit dieſer Maßregel erwarten ließ. Der Grund hievon iſt 
in dem Umſtande zu ſuchen, daß die Circulationsmittel unſeres Lan⸗ 
des faſt ausſchließlich in entwertheten und in ihrem Curſe unabläſſig 
ſchwankenden Geldzeichen beſtehen. Dieſer Stand der Dinge iſolirt 
unſere Geldcirculation faſt vollſtändig und das Intereſſe, welches das 
große Publicum an der Regelung des Geldweſens der Nachbarſtaaten 
nimmt, bleibt ein theoretiſches, da es unſeren Handel und unſeren 
Verkehr faſt völlig unberührt läßt. 

Dieſe Stimmung würde ſofort einen ſehr bemerkbaren Umſchwung 
erfahren, falls Oeſterreich, wie dies nach unſerem Dafürhalten nicht 
mehr in ferner Ausſicht ſteht, ſein ungeordnetes Geldweſen zu regeln 
unternehmen würde. Die Verhandlungen zwiſchen der öſterreichiſchen 
und der ungariſchen Regierung über die Feſtſtellung des Verhältniſſes 
der öſterreichiſchen Nationalbank zu beiden Reichshälften werden ohne 
Zweifel zu einer Reform der Bankacte ſelbſt und zu Maßregeln 
führen, durch welche dem leidigen Agio weſen ein Ende gemacht 
werden wird. 

Von dem Momente an, wo dies geſchehen und das gegenwärtig 
nur noch zwiſchen 5 und 10 Percent ſchwankende Silberagio ver⸗ 
ſchwunden ſein wird, von dieſem Momente an, ſagen wir, werden die 
großen und tief einſchneidenden Veränderungen, welche ſeit dem deutſch⸗ 
öſterreichiſchen Münzvertrage vom Jahre 1857 ſowohl im öſterreichi⸗ 
ſchen als auch im deutſchen Geldweſen eingetreten find, in ihrer ganzen 


praktiſchen Bedeutung zu Tage treten und es erſcheint uns von Wich⸗ 
tigkeit auf dieſe nunmehr ins Auge zu faſſende Eventualität die 
öffentliche Aufmerkſamkeit zu lenken. 

Der Münzvertrag vom Jahre 1857 brachte zwiſchen Oeſterreich 
und den Staaten der Thaler⸗ und ſüddeutſchen Währung eine für die 
Bedürfniſſe des gegenſeitigen Verkehrs ausreichende Münzeinigung zu 
Stande. Dieſe letztere erlanzte wegen der oben gekennzeichneten Geld⸗ 
verhältniſſe Oeſterreichs allerdings niemals praktiſchen Werth, theore⸗ 
tiſch beſtand dieſelbe gleichwohl in dem Maße, in welchem ſte ge⸗ 
ſchaffen worden war, ſelbſt nach Aufhebung des 1857er Vertrages, 
noch bis zum Jahre 1870 aufrecht und würde nach Beſeitigung des 
Disagios der öſterreichiſchen Geldzeichen und Wiederaufnahme der 
Barzahlungen ſeitens der öſterreichiſchen Nationalbank ſofort praktiſch 
geworden ſein, hätte nicht die gemeinſame Tendenz der beiden großen 
Nachbarreiche, zur Goldwährung zu übergehen und die verſchiedene 
Weiſe, in welcher hiebei bisher vorgegangen wurde, einen argen Riß 
in dieſer Gemeinſamkeit hervorgebracht. 

In Oeſterreich⸗Ungarn kamen ſchon im Jahre 1870 Geſetze zu 
Stande, durch welche die Ausprägung der Kronen und halben Kronen 
ſiſtirt und Goldmünzen zu acht Gulden (21 Millimeter im Durch⸗ 
meſſer, 64516 Gramme im Gewichte und ½ Feingehalt) und 
entſprechende Vier Guldenſtücke (19 Millimeter im Durchmeſſer, 
32258 Gramme im Gewichte und gleichem Feingehalt wie die 
Acht⸗Guldenſtücke) normirt wurden, ſo zwar, daß aus einem Zoll⸗ 
pfunde Gold » fein, 77½ Acht⸗Gulden⸗ beziehungsweiſe 155 Vier⸗ 
Guldenſtücke auszuprägen ſind. 

Wie man ſieht, iſt dieſes Geſetz genau den franzöſiſchen Münz⸗ 
normalien nachgebildet und entſpricht demnach ein öſterreichiſches Acht⸗ 
Guldenſtück ſeinem Schrott und Korn, aber auch ſeinem Durchmeſſer 
nach genau einem franzöſiſchen 20⸗Franecsſtücke, ein Vier⸗Guldenſtück 
einem 10⸗Francsſtücke. Um dieſe Einigung rückſichtlich des öſterrei⸗ 
chiſchen Gold-Guldens und des franzoͤſiſchen Gold-Franes auch 
äußerlich zu demonſtriren, wurde in dem Geſetze vom 9. März 1870, 
durch welches die obige Einigung vollzogen wurde, ſogar ausdrücklich 
feſtgeſetzt, daß die öſterreichiſchen Acht⸗Guldenſtücke beide Werthbe⸗ 
zeichnungen (auf der linken Seite des Adlers 8 FL., auf der rechten 
Seite 20 FR., bez. die Vierguldenſtücke 4 FL. und 10 FR.) tragen ſollen. 

Ueber die Tragweite der obigen Maßregel werden wir uns 
weiter unten äußern, hier ſeien zunächſt die unmittelbaren Wirkungen 
des obigen und eines analogen ungariſchen Geſetzes auf das öſterreichiſch⸗ 
ungariſche Geldweſen conſtatirt. 

Oeſterreich erhielt durch dieſe Geſetze neben ſeinem bisherigen 
Silbergulden, welcher genau 20 Sgr. des 30⸗Thalerfußes entſprach, 
einen Goldgulden, deſſen officielle Bewerthung 1 fl. 11, kr. ö. W. 
ift, ſomit einen Goldgulden, welcher genau 20 ¼ Sgr. des 30⸗Thaler⸗ 
fußes gleichkommt 

Dieſe amtliche Bewerthung iſt keine künſtliche, ſondern, wie ein 
einfaches Rechenexempel lehrt, eine ſolche, welche aus dem Verhältniſſe 
zwiſchen dem Silber⸗ und Goldwerthe 1: 15½ reſultirt und der 


öſterreichiſche Goldgulden ift ſomit unter der Annahme des obigen 
Werthverhältniſſes thatſächlich um 1¼ Percent ſtärker als der öſter⸗ 
reichiſche Silber gulden. 

Die eigenthümliche Anomalie, welche ſolcher Art durch das Ge⸗ 
ſetz vom 9. März 1870 in das öſterreichiſche Münzweſen getragen 
wurde, iſt — wie wir hier bemerken müſſen — bei den franzöſiſchen 
Circulationsmitteln durchaus nicht zu beobachten. Su Frankreich kommt 
nämlich, was beobachtet werden muß, der Silberfranc 8 / Sgr. des 
30⸗Thalerfußes gleich, fo zwar, daß die Parität des Silber- und 
Goldfranken aus der Grundlage des Verhältniſſes zwiſchen Silber 
und Gold von 1: 15 ½ allerdings erzielt iſt und die Anomalie im 
öſterreichiſch-ungariſchen Münzweſen beſteht demnach nicht darin, daß 
das franzöſiſche Münzſyſtem etwa ſchlechthin acceptirt worden wäre, 
ſondern in dem Umſtande, daß Oeſterreich⸗Ungarn bezüglich feiner 
Silberprägungen auf den Grundlagen des 45⸗Guldenfußes beharrte, 
bezüglich feiner Goldausprägungen aber einen um 1 Percent 
ſchwereren Münzfuß acceptirte. 

Dieſer Uebelſtand wäre unter allen Umſtänden fühlbar geweſen 
und hätte nothwendiger Weiſe zu einer Umänderung der Normen für 
die Silberansprägungen führen müſſen, ſelbſt dann, wenn die Ent» 
werthung des Goldes gegenüber dem Silber in der in den 50er 
Jahren beobachteten Tendenz weitere Fortſchritte gemacht hätte und 
das Verhältniß zwiſchen dir Bewerthung von Silber und Gold von 
1:15 ſich weiter zu Gunſten des Silbers geändert hätte. Die 
entgegengeſetzte Tendenz, welche der Markt für Edelmetalle ſeit dem 
Beginne der 60er Jahre eingeſchlagen hat, mußte indeß das obige 
Mißverhältniß noch viel ſchroffer hervortreten laſſen. Das Verhältniß 
zwiſchen Gold und Silber betrug 1859 allerdings 15.2: 1, aber 
ſchon 1861 ſank der Silberwerth auf 15.68 : 1 und beträgt im Mo⸗ 
mente, wo wir dies ſchreiben, in London 15.7: 1. 

War demnach ſchon auf der Grundlage des Verhältniſſes von 
15 ½ : 1 der öſterreichiſche Goldgulden 101 ½ kr. ö. W (S20 / Sgr. 
des 30⸗Thalerfußes) werth, To iſt durch die großen Silberquantitäten, 
welche in Folge der deutſchen Goldausprägungen für den Weltmarkt 
disponibel wurden, dies Mißverhältniß ein noch ſtärkeres geworden, 
denn ein öſterreichiſcher Goldgulden iſt im gegenwärtigen Momente 
102-102 ½ kr. ö. W. (20% — 20% Sgr.) werth und es iſt, falls 
die öſterreichiſche Nationalbank ihre Barzahlungen thatſächlich aufnehmen 
und Oeſterreich⸗Ungarn in Durchführung der im Art. 12 des Geſetzes 
vom 24. December 1867 in Ausſicht genommenen Goldwährung zu dieſer 
letztere thatſächlich übergehen würde, nichts ſicherer, als daß die 
auf Grundlage des deutſch⸗öſterreichiſchen Münzvertrages vom Jahre 
1857 ausgeprägten öſterr. Silbermünzen eingezogen werden und 
gegen ſchwerere (beziehungsweiſe gegen höher bewerthete Silberſcheide⸗ 
münzen) umgeprägt werden müßten. Verharrt Oeſterreich auf ſeinem 
durch das Geſetz vom 9. März 1870 normirten Goldgulden (S2 / 
Goldfrancs), ſo iſt es deßhalb genöthigt, ſeinen Münzfuß mindeſtens 
um 1½, ſollte aber die Entwerthung des Silbers weitere Fortſchritte 
machen, beziehungsweiſe auch nur die bisher erfolgte Ermäßigung des 
Silberwerthes andauern, um 2—3 Percent ſchwerer zu machen, oder 
mit anderen Worten, die gemeinſame Grundlage, welche fein Geld. 
weſen mit jenem Deutſchlands ſeit Einführung des 45⸗Guldenfußes 
hatte, aufzugeben und eine mindeſtens 1 ¼ Percent ſchwerere Währung 
als es bisher beſaß, beziehungsweiſe eine um 1¼ Percent ſchwerere 
Währung als Deutſchland gegenwärtig beſitzt, einzuführen. 

Die Münzreform auf der eben angedeuteten Grundlage wäre 
demnach nicht nur der Uebergang zur Goldwährung, ſondern zugleich 
auch ein ſolcher zu einer um 1 ¼ Percent ſchwereren Währung als 
Oeſterreich⸗Ungarn gegenwärtig beſitzt, ein Aufgeben zugleich jener ge⸗ 
meinſamen Grundlagen des Geldweſens, welche Oeſterreich und Deutſch⸗ 
land durch den 1857er Vertrag geſchaffen haben. 

Mit viel geringeren Uebelſtänden wäre der Uebergang Oeſter⸗ 
reich⸗Ungarns zur Goldwaͤhrung verbunden, falls ſich dasſelbe dem 
deutſchen Goldmarkenſyſteme anſchließen würde Dieſes letztere iſt gleich 
dem franzöſiſchen auf dem Verhältniſſe zwiſchen dem Gold⸗ und 
Silberwerthe von 15 ½ : 1 begründet, fein eigenthümlicher Charakter 
beſteht indeß darin, daß es ſich auf dem Thalerfuße aufbaut und 
ſomit den neuen Uebergang der ſeit 1857 Deutſchland und Oeſter⸗ 
reich dem Weſen nach gemeinſamen Silberwährung (dort des 30⸗Thaler⸗, 
hier des 45⸗Guldenfußes bei dem gleichen Münzgrundgewichte) zur 
Goldwährung auf der Grundlage der Valuation von 15%: 1 dar⸗ 
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ftellt. Oeſterreich⸗Ungarn könnte ſomit durch Annahme des deutſchen 
Markſyſtems die Silberwährung verlaſſen und zur Goldwährung über⸗ 
gehen, ohne ſeine bisherige Münzeinheit, den Gulden in ſeinem Werthe 
um 1 ¼ Percent zu erhöhen, ja ohne überhaupt tief einſchneidende 
Veränderungen in ſeinem Münzſyſteme vornehmen zu müſſen, da dem 
Feſthalten an einem Goldgulden — 2 Goldmark ſicherlich kein Hin⸗ 
derniß entgegenſtehen würde. Der neue Goldgulden ( 2 deutſche 
Goldmark) wäre dann nämlich nicht um 11/, Kreuzer höher bewerthet, 
als der gegenwärtige Silbergulden, ſondern demſelben unter Annahme 
des Valuationsverhältniſſes von 15 ½ : 1 an Werthe gleich. 

Die obige Frage wird ohne Zweifel bald praktiſch an unſere 
Vertretungskörper und an die öſterreichiſche Publiciſtik herantreten und 
dieſelben werden auch zu unterſuchen haben, ob um der Einigung 
mit den Ländern des Frankenſyſtems willen wir unſer ganzes Münz⸗ 
ſyſtem umzugeſtalten und auf neue Grundlagen zu ſtellen haben 
werden oder ob es nicht vortheilhafter wäre, durch Aufgeben des bei 
uns vorläufig noch nicht praktiſch gewordenen Frankenſyſtems und An⸗ 
nahme des Münzſyſtems Deutſchlands, ohne jede Erſchütterung unſeres 
gegenwärtigen Geldſyſtems und mit Feſthalten an den bisherigen 
Grundlagen desſelben zur Goldwährung zu übergehen. Daß die Ent⸗ 
ſcheidung in dem letzteren Sinne ausfallen möge, muß vom volks⸗ 
wirthſchaftlichen Standpunkte aus nahezu als hoͤchſt wünſchenswerth 
betrachtet werden. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Anerkennung der Rechtmäßigkeit einer Judenehe behufs Militär- 

befreiung des einzigen Sohnes auf Grundlage des im politifchen 

Wege lediglich durch Zeugen hergeſtellten Beweiſes der nach moſa⸗ 
iſchem Ritus geſchehenen Trauung. 


Die Thatſache, daß Eiſig Sch. um den Monat Auguſt 1839 
in J. durch den damaligen, nun ſchon verſtobenen Rabbiner Jacob B. 
mit der feither ebenfalls verſtorbenen Mattel R. nach moſaiſchem Ri⸗ 
tus getraut worden war, konnte zwar nicht durch das Trauungsbuch 
dargethan werden, wurde aber von drei Zeugen, welche zur Zeit der 
Trauung im Alter von 36, 27 und 30 Jahren ſtanden und ſämmt⸗ 
lich der Trauung, und zwar einer als Schulſinger, die anderen als 
geladene Gäſte beigewohnt hatten, unter Eid als wahr und richtig 
beſtätigt. Auf dieſes Factum berief ſich Eiſig Sch., als er um Aner⸗ 
kennung der Legitimität ſeiner Ehe mit Mattel R. zu dem Behufe 
einſchritt, um die Militärbefreiung des mit der Genannten erzeugten 
Knaben „als einzigen Sohnes“ zu erlangen. 

Die Statthalterei beantragte die Abweiſung, weil die fragliche 
Ehe nicht die Bedingungen der $$ 126, 127, 128 des a. b. G. B. 
wegen Verkündigung und Trauungsvorgang an ſich trage, daher nach 
Erlaß des Landesvertheidigungs⸗Miniſteriums vom 18. Jänner 1870, 
3. 349/II, als ungiltig erſcheine 

Das Miniſterium des Innern aber hat unterm 8. Mai 1871, 
3. 5891, die nachträgliche Eintragung der von den Genannten im 
Jahre 1839 geſchloſſenen Che, ſo wie die Anerkennung der ehelichen 
Geburt des Sohnes Herſch Sch. in dem betreffenden Geburtsbuch⸗, 
wo bereits die Geburt desſelben eingetragen war, für zuläſſig erachtet 
und zwar aus folgenden Erwägungen: „Dem geſtellten Begehren 
ſteht der citirte Erlaß des Landesvertheidigungs-Miniſtertums ddo. 
18. Jänner 1870 nicht entgegen, weil derſelbe nur jene angeblichen 
Ehen beſpricht. die mit Außerachtlaſſung der $$ 126, 127 und 128 
a. b. G. B., doch aber nach moſaiſchem Ritus eingegangen find. Im 
Falle Eiſig Sch. wurde aber durch drei Zeugen, gegen deren Glaub⸗ 
würdigkeit keine Bedenken vorliegen, conſtatirt, daß den Bedingungen 
des $ 127 des a. b. G. B. (Trauung durch den competenten Rab⸗ 
biner und Gegenwart von zwei Zeugen) ganz entſprochen iſt. Der 
Nachweis der erfolgten Verkündigung, welcher Nachweis hier fehlt, 
kann nach dem Geiſte und der Abſicht der kaiſerl. Verordnung vom 
29. November 1859, R. G. Bl. 3. 217) nicht gefordert werden, 
daher auch von der Vorſchrift des § 126 a. b. G. B. und der Er⸗ 
füllung derſelben hinſichtlich der vordem abgeſchloſſenen Ehen abzu⸗ 


) Aufhebung des $ 124 des a. b. G. B. wegen kreisämtlicher Bewilligung; 
der Judenehen. 
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ſehen iſt. Anlangend endlich das Erforderniß des § 128, jo kann dieſes wendungen, welche fie aus der eitirten a. h. Entſchließung gegen ihre 
hier nicht in Frage kommen, weil, abgeſehen davon, daß hierin Tedig- | Concurrenz bei einem allfälligen Erweiterungs⸗ oder Reparaturbau an 


lich den die Trauung vornehmenden Seelſorgern eine Norm gegeben der Kirche in St. ableiten zu können 


wurde, gerade die unterlaſſene Eintragung in die Matriken den Ge⸗ 
genſtand des Begehrens bildet“. Sch. 


Zur Transferirung von Seelſorgeſtationen ſind nur die kirchlichen 
Behörden competent. Zweck und geſetzlicher Zeitpunkt der Concur⸗ 
renzverhandlung. 


Mit der a. h. Entſchließung vom 3. Mai 1868 wurde über 
das Geſuch der Gemeinde Klein⸗Sch. um Transferirung der Seelſorge⸗ 
ſtation von St. nach Klein⸗Sch. genehmigt, daß der mit der a. h 
Entſchließung vom 21. Mai 1866 bewilligte Bau einer Pfarrkirche 
in St. unterbleibe und daß das bisherige Pfarrverhältniß zwiſchen den 
Gemeinden St. und Klein⸗Sch. nur noch in ſo lange aufrecht zu halten 
ſei, bis das fürfterzbifchöfliche Ordinariat Wien zu der mit Rückficht 
auf die Vertheilung der Bevölkerung zweckmäßig erſcheinenden Ueber⸗ 
tragung der Seelſorgeſtatton von St. nach Klein⸗Sch. feine Zuſtim⸗ 
mung ertheilt haben würde, in welchem Falle dann auch wegen der 
Erbauung einer Kirche in Kiein⸗Sch. die entſprechende Vorkehrung ge⸗ 
troffen werden ſollte. Unter Berufung auf dieſe a. h. Entſchließung 
ſuchte die Gemeinde Klein⸗Sch. im November 1869 bei der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft M. um die Einleitung der wegen des Kirchenbaues 
in Klein⸗Sch. nöthigen Amtshandlung an. Sie bemerkte hiebei: daß 
das Ordinariat ſeine Zuſtimmung zu der Transferirung offenbar nur 
deßhalb noch nicht ertheilt habe, weil mit derſelben bis zum Austritte 
des dermaligen Curaten in St. zugewartet werden wollte, daß aber 
dies die Einleitung der Bauverhandlung um ſo weniger hemmen könne, 
als der betreffende Curat bereit? 80 Jahre alt, ſomit fein Austritt 
aus der Seelſorge bald zu gewärtigen ſei. — Das über dieſes Geſuch 
einvernommene Ordinariat erklärte, daß es aus verſchiedenen Gründen 
— die es auch anführte — weder jetzt noch in der Zukunft in die 
nachgeſuchte Trausferirung der Seelſorgeſtatiou nach Klein⸗Sch. ein⸗ 
willigen könnte. 

In Folge deſſen wurde das Anſuchen der Gemeinde Klein⸗Sch. 
ſowohl von der Bezirkshauptmannſchaft M. als auch — im Recurs⸗ 
wege — von der n. b. Statthalterei abgewieſen. — In dem Mini⸗ 
ſterialrecurſe machte die Gemeinde geltend, daß, wenn ſchon der Kirchen⸗ 
bau in Klein⸗Sch. nicht eingeleitet werden könnte, auch der in St. 
projectirte nicht zu geſtatten wäre, da durch den letzteren der recur⸗ 
rirenden Gemeinde für den Fall, als ſpäter die Transfertrung doch 
bewilligt werden ſollte, nur eine unnöthige Laſt aufgebürdet würde. 

Hierüber entſchied untern 21. Juni 1870, 3. 5525, das 
Cultusminiſterium: Da nach den beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften 
die Errichtung, Theilung und Vereinigung von Pfarren und eben 
daher auch die Transferirung einer Curatſtation von einem Orte in 
einen andern, als eine Angelegenheit rein kirchlicher Natur, in die 
Machtvollkommenheit der geiſtlichen Autoritäten geſtellt iſt, da ferners 
aus den vorgelegten Acten hervorgeht, daß das fürſterzbiſchöfliche 
Ordinariat in Wien die von der Gemeinde Klein⸗Sch. angeſtrebte Ueber⸗ 
tragung der dermalen in dem Orte St. beſtehenden Localcuratie nach 
Klein⸗Sch. nicht zu bewilligen geneigt iſt, da endlich auch eine vor⸗ 
läufige, ia ihrer Rechtswirkſamkeit auf den Fall eines ſpäter etwa 
ertheilten Ordinariatsconſenſes bedingte Einleitung der Bauverhandlung 
deßhalb nicht ſtatthaft erſcheint, weil eine ſolche Verhandlung ihre ge⸗ 
ſetzlichen Ziele, nämlich die Conſtatirung der Perſonen und der Bei⸗ 
tragsqouten der Concurrenzparteien, nur dann erreichen kann, wenn 
ſie unmittelbar vor der Inangriffnahme des Baues ſelbſt abgeführt 
wird: ſo ſieht ſich das Miniſterium nicht in der Lage, dem Mini⸗ 
ſterialrecurſe der Gemeinde Klein⸗Sch. Folge zu geben. Hiebei 
bleiben auch die Rechte, welche die recurrirende Gemeinde aus der 
a. h. Entſchließung vom 3. Mai 1868 ableiten zu können glaubt, 
vollkommen unberührt. Denn, wie der Wortlaut dieſer a. h. Entſchließung 
darthut, wurden die Verwilligungen derſelben ſowohl in dem Punkte 
der Siſtirung des Kirchenbaues in St als auch in dem andern der 
Einleitung des Kirchenbaues in Klein⸗Sch. auf die Bedingung der 
Zuſtimmung des fürſterzbiſchöflichen Ordinariats zu der vorerwähnten 
Uebertragung der .. Euratenſtation .. geſtellt. Ueberdies wird es 
der Gemeinde Klein⸗Sch. in jedem Falle unbenommen ſein, jene Ein⸗ 


glaubt, bei der diesbezüglichen 
Concurrenzverhandlung anzubringen. G. 3. 


Die Ausübung des Baumeiſtergewerbes iſt weder auf den Stand⸗ 
ort des Gewerbes noch auf den Bezirk beſchränkt, von deſſen Ge⸗ 
werbsbehörde die Conceſſion ertheilt worden iſt ). 


Ueber Anzeige ſeitens des Baumeiſters Ignaz D. in H., daß 
der Baumeiſter Franz K. aus J. durch ſeine Leute in den Jahren 1869 
und 1870 Maurerarbeiten in H. und L. habe vornehmen lafſen, hat 
die Bezirkshauptmannſchaft in J. ſowohl durch Einvernehmen der Bau⸗ 
herren, als der Maurerarbeiter conſtatirt, daß der Maurermeiſter Franz 
K. wirklich in L. und H. im politiſchen Bezirke von B. L durch 
ſeine Leute Bauten vornehmen ließ und die Arbeiten zeitweilig beauf⸗ 
ſichtigte. 

Die Bezirkshauptmannſchaft von B. L. hat nun unter Hinweiſung 
darauf, daß Franz K. im politiſchen Bezirke B. L. namentlich in der 
Gemeinde L. in den Jahren 1869 und 1870 Bauherſtellungen durch 
ſeine Leute ausgeführt habe, ohne zur Ausübung des Maurergewerbes 
im B. L. er Bezirke eine Conceſſion zu beſitzen, den Franz K wegen 
Uebertretung der Gewerbeordnung und der Erwerbſteuervorſchriften 
som 31. December 1812, nach $ 132 G. O. zu einer Geldſtrafe 
von 20 fl, eventuell 4 Tagen Arreſt verurtheilt, und wurde die da⸗ 
gegen eingebrachte Beſchwerde des Franz K. von der Statthalterei 
abgewieſen. 

Im Miniſterialrecurſe machte der Baumeiſter Franz K. geltend, 
daß er auf Grund der beim Bezirksbauamte in J. abgelegten Prüfung 
als Land⸗Maurermeiſter zur Ausübung ſeines Gewerbes in Böhmen 
mit Ausnahme der Hauptſtadt Prag befähiget erklärt worden ſei. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 19. September 
1872, 3. 9399, das Straferkenntniß der Bezirkshauptmannſchaſt in 
B. L. wider Franz K. und die dieſes Straferkenntniß beſtätigende 
Statthaltereientſcheidung im Wege der Reviſion behoben und im Ein⸗ 
vernehmen mit dem k. k. Handelsminiſterium erkannt, daß Franz K. 
mit Bedachtnahme auf Artikel VI des Patentes vom 20. December 
1859, R. G. Bl. Nr. 227 und § 46 der G. O. der angeſchuldeten 
Uebertretung nicht ſchuldig ſei. Kl. 


Notiz. 


(Beſtellung der Kirchenkämmerer (Kirchenpröbſte) im Bis⸗ 
thum Gurk.) Nach dem dreißigſten Artikel des Concordates wird die Verwaltung der 
Kirchengüter von Denjenigen geführt werden, welchen fie nach den Kirchengeſetzen 
obliegt. Auf Grund dieſer Beſtimmung wurden vom Herrn Fürſtbiſchofe von Gurk 
im Jahre 1859 die noch jetzt geübten Vorſchriften über die Verwaltung des Gottes- 
haus- und Pfründenvermögens der Gurker Didcefe erlaſſen, aus welchen ein Auszug 
zum Gebrauche der Kirchenkämmerer im Jahre 1869 zuſammengeſtellt wurde. Dieſer 
Auszug enthält über die Beſtellung der Kirchenkämmerer Nachſtehendes: „Die Ver⸗ 
waltung des Vermögens einzelner Seelſorgskirchen (Pfarr-, Curatial⸗, Filialkirchen), 
mag dasſelbe ein freielgenes oder mit Stiftungen belaſtetes ſein, führt der geiſtliche 
Vorſteher dieſer Kirchen mit zwei (oder nöthigenfalls mehreren) Repräſenkanten der 
Kirchengemeinde. Die zur Kirchenvermögens⸗Verwaltung beigezogenen Gemeinde⸗ 
glieder, Kirchenkämmerer oder Zechpröpſte genannt, ſollen ſtets rechtſchaffene, voll⸗ 
kommen verläßliche, womöglich auch wohlhabende Männer, des Leſens, Schreibens 
und Rechnens kundig, weder mit einander noch mit dem Seelſorgsvorſteher zu nahe 
verwandt oder verſchwägert fein, oder in einem andern wechſelſeitigen Abhängigkeits⸗ 
verhältniſſe ſtehen. Hat gegenwärtig oder künftighin eine neue Beſtellung von Zech⸗ 
pröpſten zu erfolgen, ſo hat der Seelſorgsvorſteher, ohne eine förmliche Wahl zu ver⸗ 
anlaſſen, die Kirchengemeinde aufzufordern, durch geeignete Vertreter ihm die Männer, 
welche fie dieſes Amtes vorzugsweife würdig erachten, bekannt zu geben. Hat er ſeiner⸗ 
ſeits gegen dieſelben keine gegründeten Bedenken, ſo ſchlägt er ſie ſeinem Decanats⸗ 
vorſteher zur Beſtätigung vor, indem hiemit ſämmtliche Decanatsvorſtände zu dieſer 
im Namen des f. b. Ordinariates zu ertheilenden Beſtätigung ermächtigt werden. 


) Vergleiche die Mittheilung in Nr. 47, S. 187 des Jahrganges 1868 
dieſer Zeitſchrift. 


Hat der Seelſorger gegen dieſe Perfonen gegründete Einwendungen zu erheben, und 
vermag er es nicht ſelbſt, die Gemeinde zur Bezeichnung anderer Perſonen zu bewegen, 
ſo hat er, unter Angabe ſeiner Gründe, den Fall dem Decanatsvorſteher vorzulegen 
und deſſen Entſcheidung zu erbitten. Iſt der Seelſorger zugleich Decanatsvorſteher, 
ſo hat er in nicht ſtreitigen Fällen die Beſtätigung ſeiner Zechpröpfte im Namen des 
Ordinarkats ſelbſt vorzunehmen, in ſtreitigen Fällen aber, unter genauer Angabe des 
Sachverhalts, die Entſcheidung des Ordinariats anzuſuchen. Die Amtswirkſamkeit 
dieſer Kirchenkämmerer dauert in der Regel drei Jahre, vom Tage der Beſtätigung an 
gerechnet. Sollte ſich thatſächlich herausſtellen, daß einem derſelben die erforderlichen 
Eigenſchaften fehlen, ſo kann er auch vor Ablauf dieſer Zeit entfernt werden. Um vor 
Ablauf dieſer Zeit freiwillig von dieſem Amte zurücktreten zu können, bedürfen ſie der 
ausdrücklichen Zuftimmung des f. b. Ordinariates. In den beiden vorgenannten 
Vacatursfällen, ſo wie auch wenn die Stelle eines Kirchenkämmerers vor der Zeit 
durch Tod, unheilbare Krankheit, Auswanderung aus der Pfarre u. dgl. erledigt 
wird, beſtellt der Seelſorgsvorſteher mit Zuſtimmung des Dechants einen Erſatzmann, 
deſſen proviſoriſche Amtswirkſamkeit bis zur Zeit dauert, wann regelmäßig die neue 
Beſtellung der beiden Kirchenkämmerer vorzunehmen geweſen wäre. Sollten zufällig 
beide Stellen vor der geſetzlichen Friſt erledigt werden, ſo iſt ſogleich eine förmliche 
neue Anſtellung vorzunehmen. Die Austretenden können, außer im Falle erwieſener 
Untauglichkeit oder Unwürdigkeit, wieder gewählt werden. Die Kirchenpröpſte führen 
ihr Amt als ein Ehrenamt“. (Kärntneriſches Gemeindeblatt vom 1. Jänner 1873.) 


Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 26. Auguſt 1872, Z. 22.977, an die Ver⸗ 
waltungen der im Betriebe ſtehenden öſterreichiſchen Eiſenbahnen, betreffend den 
Trausport von Schüblingen und Sträflingen in getrennten Wagenabtheilungen. 


Das k. k. Miniſterium des Innern hat mit der Note vom 20. Auguſt 1872, 
Z. 4015/M. I. anläßlich der vorgekommenen Entweichung eines per Bahn trans ⸗ 
portirten Schüblings auf einer Eiſenbahnſtation das Handelsminiſterium auf den 
Uebelſtand aufmerkſam gemacht, daß die Bahnorgane ſeitens der vorgeſetzten Bahn⸗ 
verwaltungen zwar in der Regel angewieſen werden, Sträflingd und Schüblings⸗ 
transporte nach Möglichkeit in ſeparirten Wagen und Wagenabtheilungen unter⸗ 
zubringen, daß jedoch in der Praxis ſolche ſeparirte Coupés meift nicht vorhanden 
ſind und die Sträflinge und Schüblinge ſonach mit anderen Reiſenden gemeinſam 
befördert werden. 

Es wird ſonach von den politiſchen Behörden angelegentlich die Einrichtung 
befürwortet, daß von Seite der Eiſenbahnverwaltungen in der dritten und eventuell 
der vierten Wagenclaſſe ſpeciell für den Transport der Schüblinge und der Sträflinge 
beſtimmte Wagenabtheilungen eingerichtet und jederzeit bereit gehalten werden. 

Bei den unverkennbaren Uebelſtänden, welche mit der Beförderung der Rei⸗ 
fenden in denfelben Coupés mit Sträflingen und Schüblingen ſowohl mit Rückſicht 
auf die öffentliche Sicherheit, als auch wegen der hieraus erwachſenen Beläſtigung 
der Mitreiſenden, wie auch in humanitärer Beziehung nothwendigerweiſe verbunden 
ſind, finde ich mich aus öffentlichen Sicherheitsrückſichten beſtimmt, zu verordnen, daß 
der Transport von Schüblingen und Sträflingen nebſt deren Begleitung in abge⸗ 
ſonderten, von den übrigen Reiſenden getrennten Wagenabtheilungen bewerk⸗ 


Verord nungen. ſtelligt werde. 


Erlaß des Miniſteriums für Enltus und Unterricht vom 10. Juli 1872, 3. 5024, 
aus Anlaß einer Anfrage, betreffend die Vergütung der Gebühren für perſolvirte 
Stiftmeſſen an einen Pfarrproviſor aus öffentlichen Fonden. 

Die Gebühr für perſolvirte Stiftmeſſen iſt dem Erträgniſſe des bei der be⸗ 
treffenden Kirche beſtehenden Stiftungsfondes zu entnehmen; es iſt demnach das auf 
die Zeit der Vacatur einer kirchlichen Pfründe entfallende Geſammterträgniß des 
Stiftungsfondes in der Intercalar⸗Rechnung in Einnahme und als Gebühr für per⸗ 
ſolvirte Stiftmeſſen das in der Didcefe übliche stipendium ordinarium in Ausgabe 
zu ſtellen. 

f Eine Ausnahme hat nur bei jenen Stiftungen platzzugreifen, deren Erträg⸗ 
niß das erwähnte stipendium ordinarium nicht erreicht; in Fällen dieſer Art ift in 
die Rubrik „Ausgabe“ der Intercalar⸗Rechnung nur die von dem Stiftungsfonde ent- 
fallende Gebühr, nicht aber das dibceſan⸗übliche Stipendium einzuſchreiben und kann 
von dem Proviſor nur dieſe Gebühr in Anſpruch genommen werden. 

Wenn hienach das Geſammtergebniß der Rechnung einen geringeren Betrag 
als den directivmäßigen Gehalt des Proviſors herausſtellt, ſo tritt die Beſtimmung 
des Hofkanzleidecretes vom 23. Juni 1841, 3. 19.390, in Wirkſamkeit, wonach dem 
Adminiſtrator einer Pfründe ein Zuſchuß zu ſeinem Gehalte aus dem Religionsfonde 
nur dann zu bewilligen iſt, wenn er dem Pfarrer an derſelben Pfründe gebührt und 
entrichtet wird, welche Beftimmung auf dem Grundſatze fußet, daß der Pfründenver⸗ 
weſer hinſichtlich der Bezüge aus dem Religionsfonde nicht beſſer als der Pfründner 
ſelbſt behandelt werden kann, weßhalb bei ſolchen Pfründen, deren Einkommen unter 
315 fl. ſteht, dem aufgeftellien Adminiſtrator das ganze Einkommen zu überlaſſen, 
aber nicht die Adminiſtrationsgebühr an zuweiſen iſt. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den bisherigen Scriptor in der Allerhöchſteu Familien⸗ 
und Privatbibliothek Georg Thaa zum Cuſtos, den zweiten Seriptor Karl Poſt 
zum erſten und den bisherigen Official daſelbſt Dr. Alois Karpf zum zweiten 
Scriptor ernannt. 

Seine Majeftät haben dem Directorſtellvertreter der Kaiſer'n Elifabeth-Bahn, 
kaiſerl. Rathe Alfred Ritter Michel v. Weſtland tarfrei den Titel und Charakter 
eines Regierungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher in Nennowitz Michael Dolle⸗ 
ſchal das ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Wundarzte Guſtav Mayerhold in Reichenau 
das goldene Verdienſtkreuz verliehen } 

Seine Majeſtät haben den beim k. und k. Couſulate in Conſtantinopel ver- 
wendeten, mit Titel und Charakter eines Conſuls bekleideten Viceconſul Karl Sax 
zum Conſul in Durazzo ernannt und die Zutheilung des k und k. Conſuls Guſtav 
Oeſterreicher zum k. u. k. Gonſulate in Conſtantinopel genehmigt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkshauptmann zweiter Clafje Johann 
Avossani zum Bezirkshauptmanne erfter Claſſe in Dalmatien ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Ingenieur Franz Greutter zum Ober⸗ 
ingenieur und den Bauadjuncten Johann Hofer zum Ingenieur für den Staats⸗ 
baudienſt in Ober⸗Oeſterreich, dann den Bauadjuncten Ednard Girſa zum Inge⸗ 
nieur im Miniſterium des Innern ernannt. 

Der Handeldminifter hat den Poſtdirections⸗Conc piſten in Trieſt Eduard 
Biringer zum Poſtdirectionsſecretär daſelbſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die bei der Landeshauptcaſſe in Prag erledigte Direc- 
torsſtelle dem ehemaligen Director der Landeshaupteaſſe in Brünn Joſeph Endlicher 
verliehen - 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat die an der k. k. Univerſitäts⸗ 
bibliothek in Graz erledigte Scriptorsſtelle dem Scriptor der k. k. Studienbibliothek 
in Klagenfurt Dr. Ludwig v. Hörmann verliehen. 


Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 22. October 1872, 3. 

12.861, an den Landespräſidenten für Krain, mit welchem der Miniſterialerlaß 

vom 9. Juli 1872, 3. 6854, betreffend die Bewilligung von Remunerationen aus 

dem Religionsfonde für Pfarrer, welche wegen Prieſtermangels zugleich die Ver⸗ 

pflichtungen eines ſyſtemiſtrten und aus dem Religtonsfonde dotirten Hilfs⸗ 
prieſters erfüllen, erläutert wird. 


Aus Anlaß der geſtellten Anfrage, ob die im Sinne der Miniſterialverordnung 
vom 9. Juli 1872, Z. 6854 (V. O. Bl. Nr. 55) zu gewährende Remuneration von 
monatlichen 10 fl. mit dieſem ganzen Betrage auf den Religionsfond zu übernehmen 
ſei, oder ob die Pfarrlinge zur Entrichtung des Localeinkommens des vacanten Hilfs⸗ 
prieſterpoſtens an den Pfarrer während der Vacatur des Cooperatorpoſtens zu ver⸗ 
halten und nur der hienach noch abgängige Reft aus dem Religionsfonde zu be⸗ 
willigen wäre, wird erinnert, daß zur Deckung der fraglichen Remuneration eben jene 
Geldmittel beſtimmt ſind, welche zur Beſtreitung des normalmäßigen Unterhaltes des 
ſyſtemiſirten Hilfsprieſters gewidmet ſind, wonach der Religionsfond zu dem gedachten 
Zwecke ſtets nur inſoweit in Anſpruch genommen werden darf, als die zur Erhaltung 
des Hilfsprieſters gewidmeten Hilfsquellen nicht ausreichen die Remuneration von 
120 fl. zu leiſten. 


Erledigungen. 


Hilfsämterofficialsſtelle beim k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht mit 

700 fl. jährlich Gehalt und 150 fl. Quartiergeld, bis 20. Februar. (Amtsbl. Nr. 18.) 
Concipiſtenſtelle bei der k. k. Finanzlandesdirection in Linz mit 700 fl. Jahres⸗ 

gehalt, bis Mitte Februar. (Amtsbl. Nr. 19.) 

Secundararztesſtelle an der Landesirrenanſtalt in Wien mit 600 fl. Jahres⸗ 

gehalt, Naturalquartier, Verpflegung und Beheizung, bis 20. Februar. (Amtsblatt 

Nr. 20.) 

Concipiſteuſtelle beim ſchleſiſchen Laudesausſchuſſe in Troppau mit 800 fl. 
Jahresgehalt bis Mitte Februar. (Amtsblatt Nr. 20.) 

Drei Beſchauarztesſtellen zweiter Kategorie mit je 600 fl. Jahresgehalt und 
je 126 fl. Quartiergeld beim Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, bis 23. Februar. (Amtsbl. Nr. 20.) 

Amtsofficialsſtelle bei dem Central⸗Stempelmarkenverſchleißmagazine und 
Stempelamte in Wien mit 800 fl. eventuell 700 fl. Gehalt und 150 fl. Quartiergeld 
gegen Caution eventuell eine Amtsaſſiſtentenſtelle mit 600 fl. oder 500 fl. Gehalt 
und 120 fl. Quartiergeld. (Amtsbl. Nr. 20.) 

Operateurs⸗ und Montan⸗Bezirksarztesſtelle in Schemnitz mit 1000 fl. Gehalt, 
15perc. Quartiergeld, Holz, dann Hafer⸗ und Heubezug für zwei Dienftpferde, Kutſcher⸗ 
pauſchule per 180 fl. und Honorar pr. 239 fl. 40 kr. und Quinquennalzulage, bis 
25. Februar. (Amtsbl. Nr. 21.) 

Oberamtsofficialsſtelle beim Wiener Hauptzollamte mit 1200 fl. Gehalt und 
200 fl. Quartiergeld gegen Cautiou, bis 12. Februar. (Amtsbl. Nr. 21.) 
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